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• Einführung von Wahltarifen in der GKV 
• Verlängerung der Anschubfinanzierung für

die integrierte Versorgung
• Einbeziehung der Pflege in die integrierte

Versorgung
• 1% Belastungsgrenze bei Zuzahlungen nur

bei nachgewiesener Inanspruchnahme von 
Früherkennungs- und Vorsorgeunter-
suchungen

Versorgungsstrukturen
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Arzneimittel

• Keine Abweichung von den Arzneimittel-
preisen laut Arzneimittelpreisverordnung: 
angekündigte Einsparung 500 Mio. €

• Statt dessen höherer Apothekenrabatt: 
angekündigte Einsparung 180 Mio. €

• Kosten-Nutzen-Bewertung für Arzneimittel
• Zweitmeinung eines Spezialisten bei

Verordnung sehr teurer Arzneimittel, 
Diagnostika und Hilfsmitteln

• Veränderte Aut-idem Regelung
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Ambulante ärztliche Versorgung

• Neues Vergütungssystem mit festen 
Europreisen kommt erst 2009

• Regionale Euro-Gebührenordnung
• Morbiditätsbedingte Gesamtvergütung
• Zuschläge für besondere Qualität
• Stärkere Pauschalierung vor allem bei

Hausärzten
• Kassen müssen Sicherstellungszuschläge

zum Abbau der Unterversorgung zahlen
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Krankenhäuser

• Öffnung der Krankenhäuser für ambulante
Leistungen durch Ausweis im
Landeskrankenhausplan

• Beteiligung (1 Prozent der Budgets) der 
Krankenhäuser an finanziellen 
Stabilisierungsmaßnahmen der GKV wurde
von den Ländern auf 0,5 % herunterver-
handelt
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Leistungskatalog

• keine Einschnitte im GKV-Leistungskatalog, 
statt dessen Beitragssatzerhöhungen um 0,7 
Prozentpunkte

• Aufnahme zusätzlicher Leistungen: 
– geriatrische Rehabilitation 
– Palliativmedizin
– Satzungs- und Ermessensleistungen werden

Pflichtleistungen

• Konkretisierung von Leistungsbeschrän-
kungen bei Selbstverschulden (z. B. bei
Entzündungen von Piercings) 
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GKV-PKV-Verhältnis

• Schrittweise Einführung der Versicherungs-
pflicht für alle Nichtversicherten

• Basistarif mit Kontrahierungszwang und 
ohne Gesundheitsprüfung in der PKV ab
1.1.2009

• Bis dahin Öffnung des Standardtarifs
• Teilweise Mitnahme der Altersrück-

stellungen bei Wechsel innerhalb der PKV
• Wechsel von der GKV in die PKV erst, 

wenn Einkommen drei Jahre lang über der
Versicherungspflichtgrenze lag
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Organisation

• Kassenartenübergreifende Fusionen
werden ermöglicht

• Errichtung eines Spitzenverbandes Bund, 
der die gesetzlichen Aufgaben der
bisherigen Spitzenverbände übernimmt

• Verlängerung des Öffnungsmoratoriums für
IKK und BKK bis 31.12.2008

• Öffnung von Bundesknappschaft zum
1.4.2007 und der See-Krankenkasse zum
1.1.2009
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Steuern

• Steuerzuschuss für die GKV
– 2007 2,5 Mrd. €
– 2008 2,5 Mrd. €
– 2009 4,0 Mrd. € 

• in den Folgejahren ansteigend bis auf 
14 Milliarden Euro im Jahr 2016

• Finanzierung durch Einsparungen 
– wie ist noch unklar, aber nicht im Sozialbereich
– in dieser Legislaturperiode nicht durch 

Steuererhöhungen
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Beiträge

• Voraussichtliche Erhöhung für 2007 im 
Durchschnitt um 0,7 Prozent

• Ab 2009 einheitlicher Beitragssatz für alle
Kassen durch Rechtsverordnung der
Bundesregierung

• Arbeitgeber und Arbeitnehmer zahlen zu 
gleichen Teilen

• Ab 2009 kassenindividuelle Zusatzbeiträge
prozentual oder als Pauschale

• Nur von den Mitgliedern getragen
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Fondsmodell
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Gesundheitsfonds

50% des
zentral festgelegten 

einheitlichen 
Beitragssatzes

kassenindividueller 
Zusatzbeitrag 

der Versicherten

Steuerzuschuss für versicherungsfremde 
Leistungen (schrittweise ansteigend)

50% des
zentral festgelegten 

einheitlichen 
Beitragssatzes

Bundeshaushalt

Krankenkassen

Versicherte Arbeitgeber / GRV 

Grundpauschale

Risikoadjustierte 
Zuweisungen

Kassen-
individueller 

Bonus 
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Fazit

Unsere Einschätzung bleibt:
• Keine Lösung der Finanzierungsprobleme
• Keine Stärkung, sondern Schwächung des 

Wettbewerbs
• Verstaatlichung, Zentralisierung und 

Vereinheitlichung der Krankenversicherung
• Verteuerung der Versorgung
• Schwächung der Selbstverwaltung



Folie 12Landesvertretung Baden-Württemberg

Ausblick

Gesetzlicher Handlungsbedarf bleibt
Strategie der Ersatzkassen:
• Neue Vertragsoptionen nutzen
• Am neuen Vergütungssystem für Ärzte konstruktiv 

mitarbeiten 
• Ordnungspolitischen Rahmen für die Krankenhäuser 

definieren
• Spitzenverband Bund als Institution der 

Selbstverwaltung gestalten


